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Beschluss:

1. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung bleibt beauftragt, weiterhin 

Verhandlungen zum viergleisigen Ausbau zwischen Daglfing und 

Johanneskirchen, insbesondere mit der Deutschen Bahn AG, dem 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur sowie dem Freistaat 

Bayern, zu führen. Im Rahmen der Vorplanung wird das Referat für 

Stadtplanung und Bauordnung beauftragt, die Belange der Stadt zu 

koordinieren und in die Planungen der Deutschen Bahn AG durch einen 

kooperativen Austausch in die Grob-Variantenuntersuchung z.B. durch die 

Teilnahme an Gesprächen mit dem Trassierungsexperten mit Hinweis auf die 

Beschlusslage (Tunnelvariante bzw. Berücksichtigung städtebaulicher 

Entwicklung Münchner Nordosten) einzubringen.

2. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird ermächtigt, eine 

„vorsorgliche“ Planungsvereinbarung mit der Deutschen Bahn zu verhandeln 

und dem Stadtrat zur Zustimmung vorzulegen. In der Vereinbarung soll die 

Deutsche Bahn beauftragt werden, die Tunnelvariante parallel zu einer 

anderweitigen Fein-Varianten-Untersuchung auszuführen, sofern die 

Tunnelvariante nicht die „Grob-Vorzugsvariante“ der DB darstellt.

3. Herr Oberbürgermeister wird beauftragt, an Herrn Ministerpräsident Dr. Söder 

mit dem Ziel heranzutreten, sich gemeinsam mit der Landeshauptstadt 

München dafür einzusetzen, eine für die Gesamtregion München 

bestmögliche Lösung der zukünftigen Flughafenanbindung bzw. des 

viergleisigen Ausbaus der Strecke Daglfing – Johanneskirchen zu erreichen. 

Zudem wird der Freistaat Bayern um fachliche und finanzielle Unterstützung 

bei diesem Projekt gebeten, um die Erreichbarkeit des Flughafens München 

besser durch die S-Bahn zu ermöglichen.
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4. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird ermächtigt, die Laufzeit 

des Auftrages über eine rechtssachverständige Unterstützung des Referates 

für Stadtplanung und Bauordnung bis Jahresende 2019 zu verlängern und 

dabei Leistungen in einem finanziellen Umfang von insgesamt 199.763,42 € 

einschließlich Mehrwertsteuer abzurufen.

5. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt zu prüfen, 

künftig Brutto- und Netto-Baukosten zu unterscheiden und zu benennen.

6. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt zu prüfen, 

gemeinsam mit den anderen Vorhabensträgern ein vorläufiges und 

erweiterbares Betriebsprogramm als wesentlichen Bestandteil der 

Planungen festzulegen, damit ein späterer Betrieb der Strecke möglichst 

nicht durch gebaute Zwangspunkte eingeschränkt wird.

7. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt zu prüfen, 

die Realisierung eines U4-Verknüpfungsbahnhofs als Endhaltestelle oder 

Durchgangsbahnhof vorzusehen und einen Halt der Expressbahnen im 

Betriebskonzept einzufordern.

8. Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt zu prüfen, 

in den Planungen einen möglichen Abzweig von 

Personenzügen/S-Bahnen in den DB-Nordring offenzuhalten.

9. Den Ausführungen zur Unabweisbarkeit im Vortrag wird zugestimmt. Das 

Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, die einmalig 

erforderlichen, zusätztlichen Haushaltsmittel im Rahmen der 

Nachtragshaushaltsplanaufstellung 2018 und im Rahmen der 

Haushaltsplanaufstellung 2019 bei der Stadtkämmerei anzumelden.

10.Das Produktkostenbudget ( Produktleistung L38512100100) erhöht sich um 

150.000 €, davon sind in den Haushaltsjahren 2018 und 2019 jeweils 75.000 € 

zahlungswirksam (Produktauszahlungsbudget).
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11. Der Antrag Nr. 14-20 / A 02830 der Stadtratsfraktion der Die Grünen – Rosa 

Liste vom 01.02.2017 ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt.

12.Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

Über den Beratungsgegenstand wird durch die Vollversammlung des Stadtrats 

endgültig entschieden.


